
Städtebaulicher Vertrag  

(Durchführungsvertrag) 
gem. § 12 BauGB zum vorzeitigen vorhabenbezogenen Bebauungsplan "Solarpark 

Weißewarte" 

 

zwischen der 
 
 

Einheitsgemeinde Stadt Tangerhütte 

Bismarckstr. 5 

39517 Tangerhütte 
 
 

vertreten durch den Bürgermeister, Herrn Andreas Brohm  

(nachstehend Einheitsgemeinde genannt) 

 
 
 

und der 
 
 
 

Energiepark Solar Eins GmbH & Co. KG 

Kaistraße 2 

40221 Düsseldorf 

 

eingetragen im Handelsregister des Amtsgerichts Düsseldorf unter HRA 26901, vertreten durch die 

persönlich haftende Gesellschafterin aream Advisory Verwaltungs GmbH, eingetragen im 

Handelsregister des Amtsgerichts Düsseldorf unter HRB 94121, diese wiederum vertreten durch 

den einzelvertretungsberechtigten Geschäftsführer Christian Schnaidt 

(nachstehend Vorhabenträger genannt) 

 
: 
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Teil 1 

Allgemeines 

 
§ A1 

Gegenstand des Vertrages 

 
(1) Gegenstand des Vertrags ist die vonseiten des Vorhabenträgers beabsichtigte Errichtung und 

der Betrieb einer Photovoltaik-Freiflächenanlage mit einer Kapazität i.H.v. ca. 70.000 MWh 

Strom pro Jahr durch die Nutzung von Sonnenenergie (nachstehend „PVA“ genannt) auf dem 

Gebiet der Einheitsgemeinde (nachstehend „Durchführung des Vorhabens“ genannt). Der 

Vorhabenträger hat am 11.07.2022 den Antrag auf Einleitung eines Bauleitplanverfahrens für 

die Aufstellung eines vorzeitigen vorhabenbezogenen Bebauungsplans gemäß § 12 BauGB 

(Anlage 1) gestellt. In der Sitzung vom 19.10.2022 hat der Stadtrat der Einheitsgemeinde den 

Aufstellungsbeschluss mit der Beschluss-Nr. BV 920/2022) (Anlage 2) für den vorzeitigen 

vorhabenbezogenen Bebauungsplan „Solarpark Weißewarte“ (nachstehend 

„Bebauungsplan“ genannt) gefasst. 

 

(2) Das zwischen der Gemeinde und dem Vorhabenträger abgestimmte Vorhaben ist in der 

Entwurfsfassung des Vorhaben- und Erschließungsplans (Anlage 3) zum Zeitpunkt des 

Offenlagebeschlusses durch den Stadtrat der Einheitsgemeinde vom 05.06.2024 mit der 

Beschluss-Nr. BV 1173/2024 (nachstehend „Offenlagebeschluss“ genannt) sowie in § V1 

dargestellt. Das abgestimmte Vorhaben bildet die planerische Grundlage für die Inhalte des 

Bebauungsplans sowie der diesbezüglich vorzunehmenden gerechten Abwägung der 

öffentlichen und privaten Belange gegeneinander und untereinander i.S.d. § 1 Abs. 7 BauGB. 

Die Inhalte des Bebauungsplans sind in der Entwurfsfassung der Planurkunde zum Zeitpunkt 

des Offenlagebeschlusses (Anlage 4) dargestellt. 

 

(3) Der Vorhabenträger hat sich mithilfe schuldrechtlicher Verträge mit dinglicher Absicherung 

durch persönlich beschränkte Dienstbarkeiten und Dienstbarkeitsbestellungsverträge die 

Flächen des Vorhabens gesichert. Das Gebiet, auf das sich die Regelungen des Vertrags 

beziehen, umfasst die im Vorhaben- und Erschließungsplan mit dem dort benannten 

Planzeichen „V&E-Flächen“ dargestellten Flurstücke sowie den erforderlich werdenden 

Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen, Pflegemaßnahmen sowie CEF-Maßnahmen auf 

externen Flurstücken (nachstehend „Kompensationsmaßnahmen“ genannt) an anderer 

Stelle i.S.d. § M1.  
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(4) Die V&E-Flächen umfassen die nachstehend benannten Flurstücke: 

 

Lfd. 
Nr. Gemarkung Flur Flurstücknummer 

1 Weißewarte 1 100 
2 Weißewarte 1 101 
3 Weißewarte 1 102 
4 Weißewarte 1 103 
5 Weißewarte 1 104 
6 Weißewarte 1 105/2 
7 Weißewarte 1 105/1 
8 Weißewarte 1 107 
9 Weißewarte 1 109/2 

10 Weißewarte 1 109/1 
11 Weißewarte 1 110 
12 Weißewarte 1 111 
13 Weißewarte 1 112 
14 Weißewarte 1 315/92 
15 Weißewarte 1 316/92 
16 Weißewarte 1 318/94 
17 Weißewarte 1 380/94 
18 Weißewarte 1 381/94 
19 Weißewarte 1 382/94 
20 Weißewarte 1 383/94 
21 Weißewarte 1 392/99 
22 Weißewarte 1 427/105 
23 Weißewarte 1 428/105 
24 Weißewarte 1 430/105 
25 Weißewarte 1 431/105 
26 Weißewarte 1 432/105 
27 Weißewarte 1 433/105 
28 Weißewarte 1 656/94 
29 Weißewarte 1 783/94 
30 Weißewarte 1 785/106 
31 Weißewarte 1 976 
32 Weißewarte 1 977 
34 Weißewarte 1 990 
36 Weißewarte 1 993 
38 Weißewarte 1 996 
40 Weißewarte 1 999 
42 Weißewarte 1 1002 
44 Weißewarte 1 1005 
46 Weißewarte 1 1008 
48 Weißewarte 1 1010 
50 Weißewarte 1 93 
53 Weißewarte 1 1012 
55 Weißewarte 1 1015 
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57 Weißewarte 1 1018 
59 Weißewarte 1 1021 
61 Weißewarte 1 1024 
63 Weißewarte 1 1027 
65 Weißewarte 1 1030 
67 Weißewarte 1 1032 

 

 

 

(5) Ein Anspruch des Vorhabenträgers auf die Aufstellung des Bebauungsplans bzw. den 

erfolgreichen Abschluss des Bauleitplanverfahrens in Form des für das Inkrafttreten des 

Bebauungsplans erforderlichen Satzungsbeschlusses gemäß § 10 Abs. 1 BauGB ist nicht 

Gegenstand des Vertrags. 

 

§ A2 

Bestandteile des Vertrags 

 
Bestandteile des Vertrages sind: 

(1) Antrag des Vorhabenträgers auf Einleitung eines Bauleitverfahrens für die Aufstellung eines 

vorhabenbezogenen Bebauungsplans vom 11.07.2022 (Anlage 1) 

(2) Aufstellungsbeschluss über den Bebauungsplan „Solarpark Weißewarte“ mit der Beschluss-Nr. 

BV 920/2022 vom 19.10.2022 (Anlage 2) 

(3) Vorhaben- und Erschließungsplan in seiner Entwurfsfassung zum Satzungsbeschluss mit der 

Beschluss-Nr. BV xxxxxxx vom xxxxxxx   2025 (Anlage 3);  

Die Vertragsparteien werden den Entwurf des Vorhaben- und Erschließungsplans mithilfe eines 

entsprechenden Nachtrags durch den finalen Vorhaben- und Erschließungsplan in seiner 

Fassung zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses über den Bebauungsplan ersetzen, sofern 

und alsbald dieser durch seine Bekanntmachung in Kraft tritt und soweit dies erforderlich ist. 

(4) Planurkunde des Bebauungsplans in ihrer Entwurfsfassung zum Satzungsbeschluss samt 

Begründung und Umweltbericht mit der Beschluss-Nr. BV xxxxxxxx vom xxxxxxxxx Anlage 4);  

Die Vertragsparteien werden den Entwurf der Planurkunde des Bebauungsplans mithilfe eines 

entsprechenden Nachtrags durch die Planurkunde des in Kraft getretenen Bebauungsplan 

ersetzen, sofern und alsbald dieser durch seine Bekanntmachung in Kraft tritt und soweit dies 

erforderlich ist. 

Die Vertragsparteien werden den Entwurf der Planurkunde des Bebauungsplans mithilfe eines 

entsprechenden Nachtrags durch die Planurkunde des in Kraft getretenen Bebauungsplan 

ersetzen, sofern und alsbald dieser durch seine Bekanntmachung in Kraft tritt und soweit dies 
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erforderlich ist. 

 

 

 

Teil 2 

Vorhaben 

 

§ V1            

Vorhabensbeschreibung 

 

(1) Der Vorhabenträger beabsichtigt die Errichtung einer PVA innerhalb des Geltungsbereichs des 

Bebauungsplans „Solarpark Weißewarte“ mit einer Kapazität i.H.v. ca. 70.000 MWh Strom pro 

Jahr durch die Nutzung von Sonnenenergie. Der Vorhabenträger leistet durch Investitionen in 

erneuerbare Energien einen wesentlichen Beitrag zum Klimaschutz i.S.d. Art. 10 Abs. 1 a) der 

Taxonomie-Verordnung (EU) 2020/852 – d.h. er ist tägig in der Erzeugung, Übertragung, 

Speicherung, Verteilung und Nutzung erneuerbarer Energien. Eine Wirtschaftstätigkeit i.S.d. 

Verordnung wird als ein wesentlicher Beitrag zum Klimaschutz eingestuft, sofern sie wesentlich 

dazu beiträgt, Treibhausgaskonzentrationen in der Atmosphäre auf einem Niveau zu 

stabilisieren, das eine gefährliche von Menschen verursachte Störung des Klimasystems 

verhindert, indem im Einklang mit dem langfristigen Temperaturziel des Übereinkommens von 

Paris, Treibhausgasemissionen vermieden oder verringert werden.  

(2) Auf den im Vorhaben- und Erschließungsplan (Anlage 1) dargestellten V&E-Flächen kann eine 

PVA entstehen, die sich wirtschaftlich selbst trägt und nicht den Einschränkungen in Lage und 

Leistungsgrenze dem Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) – vom 21.07.2014 (BGBl. I S. 

1066), das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 23.10.2024 (BGBl. 2024 I Nr. 327) geändert 

worden ist – unterworfen ist. Somit kann diese Anlage auf dem freien Feld umgesetzt werden. 

(3) Der auf den V&E-Flächen zukünftig produzierte Strom aus Sonnenenergie soll sodann in das 

öffentliche Stromnetz eingespeist werden. Diesbezüglich stehen Netzkapazitäten i. H. v. 80 

MWp und für die Errichtung sowie den Betrieb eines entsprechend dimensionierten 

Umspannwerks gesicherte Flächen ca. 4 km entfernt von der zu errichtenden PVA zur 

Verfügung. 

(4) Die Inhalte der Planunterlagen stellen die gebotene planerische Abwägung (bspw. In Bezug auf 

die Eingrünung des Vorhabens) des durch die Einheitsgemeinde aufgestellten Kriterienkatalogs 

– zur Genehmigung des Baus von Photovoltaikanlagen und Freiflächenphotovoltaik – dar 

(nachstehend „Kriterienkatalog“ genannt). 
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(5) Neben den Regelungsinhalten für die Bestimmung der Zulässigkeit des Vorhabens in Bezug auf 

die Art und das Maß der baulichen Nutzung sowie der überbaubaren Grundstücksflächen und 

insbesondere der Erschließung i.S.d. § 30 Abs. 1 BauGB, umfassen die Planunterlagen 

insbesondere die verbindliche Sicherung von Eingrünungsmaßnahmen entlang des in der 

unmittelbaren Umgebung des Vorhabens verlaufenden Deichweges und in Richtung der 

Wohnstandorte der Ortschaft Weißewarte innerhalb der V&E-Fläche. 

(6) Die Einheitsgemeinde wird Vorkehrungen treffen, perspektivisch zur Ortschaft Weißewarte, 

dass sie hinsichtlich gesetzlicher Grundlagen wie EEG und dem Akzeptanz- und 

Beteiligungsgesetz Sachsen-Anhalt als Kommune von der Ansiedlung der PVA (Solarpark) 

profitiert. 

 

 

§V2    

Durchführung 

 
(1) Vorhabenträger verpflichtet sich hiermit gegenüber der Einheitsgemeinde zur Durchführung 

des in § V1 genannten Vorhabens nach Maßgabe der Festsetzungen des Bebauungsplans 

und der Regelungen dieses Vertrages, insbesondere der Inhalte des Vorhaben- und 

Erschließungsplans und des Umweltberichtes sind zu beachten.  

 
(2) Der Vorhabenträger wird innerhalb von 36 Monaten nach Inkrafttreten des Bebauungsplans 

einen Bauantrag oder die Genehmigungsfreistellung für das in § V1 genannte Vorhaben 

stellen. 

 

(3) Der Vorhabenträger verpflichtet sich gegenüber der Einheitsgemeinde, das in § V1 genannte 

Vorhaben innerhalb von vier Jahren nach Inkrafttreten des Bebauungsplans vollständig fertig 

zu stellen.  

 

(4) Nach abschließender Fertigstellung des Vorhabens zeigt der Vorhabenträger der 

Einheitsgemeinde die vertragsgemäße Herstellung der Erschließungs- und 

Kompensationsmaßnahmen nach Maßgabe der Regelungsinhalte der Planunterlagen und 

dieses Vertrags schriftlich an. Die Einheitsgemeinde setzt einen Abnahmetermin auf einen 

Tag innerhalb von vier Wochen nach Eingang der Anzeige fest – die 

Kompensationsmaßnahmen können witterungs- und jahreszeitenbedingt frühestens erst nach 

2 Jahren abgenommen werden. Das Vorhaben ist von der Einheitsgemeinde und dem 

Vorhabenträger gemeinsam abzunehmen. Das Ergebnis ist zu protokollieren und von beiden 
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Vertragsparteien zu unterzeichnen. Werden bei der Abnahme Mängel festgestellt, so sind 

diese vom Vorhabenträger unverzüglich zu beseitigen. Im Falle des Verzuges ist die 

Einheitsgemeinde berechtigt, die Mängel auf Kosten des Vorhabenträgers beseitigen zu 

lassen. Der Vorhabenträger ist in diesem Fall verpflichtet, der Einheitsgemeinde bzw. den von 

der Einheitsgemeinde beauftragten Firmen entschädigungslos Zutritt zum Grundstück zu 

gewähren und sämtliche durch die Veranlassung und Durchführung der Maßnahme 

verursachten Kosten zu tragen.  

 

(5) Entsprechend der Benehmensregelung nach § 17 Abs. 1 BNatSchG ist die Naturschutzbehörde 

bei der Prüfung der frist- und sachgerechten Durchführung der naturschutzrechtlichen 

Kompensationsmaßnahmen mit einzubeziehen. 

 

(6) Um den Erfolg der Maßnahme CEF1 und den Erfolg der Kompensationsmaßnahmen innerhalb 

der Vorhabenfläche zu belegen, ist auf Kosten des Vorhabenträgers ein Monitoring zur Kontrolle 

durchzuführen. Die Kontrolle ist durch ein Planungsbüro durchzuführen. Es ist im Benehmen mit 

der UNB gemäß § 17 Abs. 1 BNatSchG jährlich über einen Zeitraum von 2 Jahren ein 

Monitoringbericht zu erstellen und der UNB zur Prüfung vorzulegen. 

 

(7) Wird das Vorhaben nicht innerhalb der in Abs. 5 genannten Frist durchgeführt, kann die 

Einheitsgemeinde den Bebauungsplan gemäß § 12 Abs. 6 BauGB aufheben. Für den Fall der 

Aufhebung der Satzung können Ansprüche gegen die Einheitsgemeinde nicht geltend gemacht 

werden. Dies gilt auch für den Fall, dass sich die Unwirksamkeit des Bebauungsplans im Verlauf 

eines gerichtlichen Verfahrens herausstellt. 

 
(8) Der Vorhabenträger stellt die Einheitsgemeinde vorsorglich und ohne Einfluss auf die übrigen 

Vereinbarungen dieses Vertrages von sämtlichen Ansprüchen Dritter frei (z.B. wegen etwaiger 

Beeinträchtigungen des Eigentums), die ihr gegenüber in Verbindung mit der Planung oder 

Durchführung des Vorhabens einschließlich der Baugenehmigung geltend gemacht werden. 

Dazu gehören auch Kosten für eine etwaige Verteidigung des Bebauungsplans und seiner 

Durchführung. 

 
(9) Der Vorhabenträger verpflichtet sich, im Falle des Abbruchs der Baumaßnahmen oder des 

Nichtbetreibens der PVA über einen Zeitraum von mehr als 60 Monaten alle ober- und 

unterirdischen baulichen Anlagen, einschließlich der erdgebundenen Verkabelung, innerhalb von 

12 Monaten nach Mitteilung über den Abbruch der Baumaßnahmen auf eigene Kosten 

zurückzubauen. Der Abbruch der Baumaßnahmen sowie das Nichtbetreiben der PVA sind der 

Einheitsgemeinde unverzüglich schriftlich anzuzeigen. 
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(10) Der Vorhabenträger verpflichtet sich, entsprechend §V2 (4) beim Bauordnungsamt des 

Landkreises Stendal einen genehmigungsfähigen Bauantrag zu stellen oder alternativ die 

Genehmigungsfreistellung einzureichen. Die entsprechend § 71 Abs. 3 Bauordnung des 

Landes Sachsen-Anhalt (BauO LSA) zu stellende Rückbaubürgschaft wird Bestandteil der 

Baugenehmigung bzw. der Genehmigungsfreistellung. Die Hinterlegung erfolgt vor Baubeginn 

beim Bauordnungsamt des Landkreises Stendal durch eine Bank- oder 

Versicherungsbürgschaft, die in der Höhe vom Bauordnungsamt des Landkreises Stendal 

festgelegt wird. 

(11) Zur Sicherung der in § V2 (3) und (7) eingegangenen Bindungen verpflichtet sich der 

Vorhabenträger, der Einheitsgemeinde für jede einzelne Zuwiderhandlung gegen eine dort 

aufgeführte Regelung eine Vertragsstrafe in Höhe von 5.000,00 [in Worten: Fünftausend] Euro 

zu zahlen. 

§ V3 

Sitz des Vorhabenträgers 
 
 
(1) Die im Zusammenhang mit der PVA anfallende Gewerbesteuer soll in der Einheitsgemeinde 

verbleiben, auch sofern sich bspw. die zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses geltenden 

rechtlichen Regelungen i.S.d. § 29 Gewerbesteuergesetz (GewStG) – in der Fassung der 

Bekanntmachung vom 15.10.2002 (BGBl. I S. 4167), das zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes 

vom 2.12.2024 (BGBl. 2024 I Nr. 387) geändert worden ist – verändern sollten.  

 
(2) Der Vorhabenträger verpflichtet sich, sicherzustellen, dass die Betreibergesellschaft ihren Sitz 

in der Einheitsgemeinde haben wird, sofern und alsbald dies gewerbesteuerrechtlich 

erforderlich wird, um das in § V3 (1) genannte Ziel zu erreichen. Den Vertragsparteien ist 

bewusst, dass auf Grund der zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses geltenden gesetzlichen 

Regelungen 90 % der anfallenden Gewerbesteuer in der Einheitsgemeinde verbleiben und die 

übrigen 10 % auf Grund der geltenden gesetzlichen Regelungen auch dann nicht in der 

Einheitsgemeinde verbleiben würden, sofern die Betreibergesellschaft ihren Sitz in der 

Einheitsgemeinde hätte.  

 
(3) Der Vorhabenträger hat der Einheitsgemeinde den Sitz der Betreibergesellschaft im Fall einer 

Veränderung der rechtlichen Regelungen durch einen entsprechenden Handelsregisterauszug, 

die Gewerbeanmeldung und eine Anzeige beim zuständigen Finanzamt innerhalb einer Frist 

von sechs Wochen ab dem Bekanntwerden der rechtlichen Änderung nachzuweisen, sofern 

die Veränderung der rechtlichen Regelungen dazu geeignet ist, ein Erfordernis für den Sitz der 

Betreibergesellschaft in der Einheitsgemeinde zu begründen. Die Vertragsparteien kommen 
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überein, dass ein derartiges Erfordernis nicht dadurch begründet wird, dass der Gesetzgeber 

alleinig die prozentuale Verteilung in den rechtlichen Regelungen verändert. 

 
(4) Der Vorhabenträger verpflichtet sich, im Falle der Übertragung der PVA auf eine andere 

Betreibergesellschaft durch entsprechende vertragliche Vereinbarungen sicherzustellen, dass 

diese ihren Geschäftssitz ebenfalls in der Einheitsgemeinde hat. Der Nachweis ist gem. den 

Regelungen in § V3 Abs. (2) spätestens vier Monate nach Übertragung zu führen. 

 
(5) Sollte der Vorhabenträger seinen Sitz, nicht wie in Abs. 2 vorgesehen, in die Einheitsgemeinde 

verlegen, oder verstößt er gegen die Pflicht nach Abs. 3, zahlt der Vorhabenträger der 

Einheitsgemeinde eine Vertragsstrafe in Höhe von 5.000 Euro je Hektar PV-Anlagengröße. 

 
 

Teil 3 

Erschließung 

 
§ E1  

Erschließung 

Die Sicherung und Herstellung der für die Durchführung des Vorhabens erforderlichen 

Erschließungsanlagen wird dem Vorhabenträger auf seine Kosten übertragen. Soweit die 

Erschließungsanlagen auf Flurstücken der Einheitsgemeinde errichtet werden müssen, verpflichtet 

sie sich, die notwendigen Flächen zur Verfügung zu stellen. Die Erschließung des Solarparkes an 

das öffentliche Straßennetz erfolgt über die Straßen Stadtweg und Sandstraße. Für den 

Baustellenverkehr steht die Sandstraße als Erschließung der Wohnbebauung nicht zur Verfügung. 

Stattdessen hat der Vorhabenträger die Nutzung eines Wirtschaftsweges dinglich gesichert, 

welcher den Park über die Landstraße L31 zusätzlich erschließt. Sofern die genannten 

Erschließungsstraßen und -wege während der Bauphase Schaden nehmen, verpflichtet sich der 

Vorhabenträger zur ordnungsgemäßen Wiederherstellung der Straßen und Wege. 

Vor Beginn der Baumaßnahme findet eine gemeinsame Zustandsfeststellung statt. Nach 

Beendigung der Bauarbeiten sind die genannten Straßen und Wege unverzüglich ordnungsgemäß 

wieder herzustellen. Danach findet eine gemeinsame Besichtigung statt. Über die Besichtigung 

wird eine Niederschrift angefertigt, in die etwaige Vorbehalte wegen festgestellter Mängel 

aufgenommen werden. Bei wesentlichen Mängeln findet nach deren Beseitigung eine nochmalige 

Besichtigung statt. 

Der Vorhabenträger verpflichtet sich, die Straßen und Wege nachzubessern, wenn die Gemeinde 

auftretende Mängel innerhalb einer Frist von 5 Jahren rügt, es sei denn, dass die Notwendigkeit 

der Nachbesserung nicht auf den Bau des Solarparkes zurückzuführen ist. Die Frist beginnt mit 
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der Abnahme der Arbeiten durch die Einheitsgemeinde. 

 
§ E2    

Netzanschluss 

 
Der außerhalb des Plangebiets verlaufende Netzanschluss an das Hochspannungsnetz verläuft 

teilweise auf öffentlichen Straßen und Wegen. Hierzu schließen die Einheitsgemeinde und der 

Vorhabenträger einen gesonderten Gestattungsvertrag für die Benutzung öffentlicher Straßen und 

Wege durch das private Stromkabel. 

 
 

Teil 4 

Interne und externe 
Kompensationsmaßnahmen 

 
 

§ M1          

Kompensationsmaßnahmen 

(1) Für die mit dem Vorhaben in Anspruch genommenen Flächen werden 

Kompensationsmaßnahmen nach Maßgabe der Regelungsinhalte der Planunterlagen sowie 

etwaiger weiterer Bauauflagen von Seiten der unteren Naturschutzbehörde im Rahmen der 

Baugenehmigung durchgeführt, mit denen insbesondere die im Rahmen der Aufstellung des 

Bebauungsplans festgestellten erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen vermieden, 

verhindert, verringert oder soweit möglich ausgeglichen werden sollen. 

 

(2) Der Vorhabenträger verpflichtet sich hiermit gegenüber der Einheitsgemeinde, die in § M1 (1) 

benannten Kompensationsmaßnahmen entsprechend den Festsetzungen des 

Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes „Solarpark Weißewarte“ samt Begründung und 

Umweltbericht durchzuführen, zu unterhalten und rechtlich zu sichern.  

 
(3) Zur Sicherung der Durchführung der Kompensationsmaßnahmen übergibt der Vorhabenträger 

der Einheitsgemeinde nach Erteilung der Baugenehmigung bis spätestens zur Abnahme durch 

die Untere Naturschutzbehörde des Landkreises Stendal eine unwiderrufliche, 

selbstschuldnerische, zeitlich unbefristete Bürgschaft einer deutschen Bank oder Sparkasse in 

Höhe der geschätzten Herstellungskosten dieser Kompensationsmaßnahmen in Höhe von 

EUR 105.000 € [in Worten: einhundertfünftausend] Euro. 

 

Teil 5      

Schlussbestimmungen 
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§ S1    

Kostentragung 

 
(1) Der Vorhabenträger trägt sämtliche Kosten der Realisierung des Vorhabens (einschließlich 

durchzuführender Bürgerbefragung), der Erschließungsmaßnahmen und der 

Kompensationsmaßnahmen. Sind weitere Maßnahmen, die über die in Teil 3 genannten 

Maßnahmen hinausgehen, zur Erschließung erforderlich, insbesondere für die Zuwegung, den 

Netzanschluss oder die Löschwasserversorgung, so werden diese ebenfalls vom 

Vorhabenträger getragen.  

 

 
§ S2         

Haftungsausschluss 

 
(1) Aus diesem Vertrag entsteht der Einheitsgemeinde keine Verpflichtung zur Aufstellung der 

Satzung über den vorhabenbezogenen Bebauungsplan. Eine Haftung der Einheitsgemeinde 

für etwaige zusätzliche Aufwendungen, die im Hinblick auf die Aufstellung der Satzung 

erforderlich werden könnten, ist ausgeschlossen. 

 
(2) Für den Fall der Aufhebung der Satzung können Ansprüche gegen die Einheitsgemeinde nicht 

geltend gemacht werden. Dies gilt auch für den Fall, dass sich die Nichtigkeit der Satzung über 

den vorhabenbezogenen Bebauungsplan im Verlaufe eines gerichtlichen Streitverfahrens 

herausstellt. 

 

§ S3 

Vertragsänderungen, Unwirksamkeit von Vertragsbestimmungen 
 
(1) Vertragsänderungen oder -ergänzungen bedürfen zu ihrer Rechtswirksamkeit der Schrift- form. 

Nebenabreden zwischen den Vertragspartnern bestehen nicht. Der Vertrag wird zweifach 

ausgefertigt. Die Einheitsgemeinde und der Vorhabenträger erhalten je eine Ausfertigung. 

 
(2) Die Vertragsparteien bestätigen gegenseitig, dass die Regelungen dieses Vertrages insgesamt 

und im Einzelnen angemessen sind, im sachlichen Zusammenhang mit den vereinbarten 

Leistungen und Gegenleistungen stehen und Voraussetzungen oder Folgen des geplanten 

Vorhabens sind. 

 
(3) Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages ganz oder teilweise ungültig sein oder 

werden, so vereinbaren die Vertragsparteien ausdrücklich, dass hiervon die Gültigkeit der 

anderen Vertragsteile nicht berührt werden. Die Vertragspartner verpflichten sich vielmehr, die 



12
^^ 

ungültigen Regelungen durch gültige Regelungen zu ersetzen, die dem wirtschaftlichen Gehalt 

der ungültigen Regelungen so weit wie möglich entsprechen. 

 
 

§ S4    
Rechtsnachfolge 

 
(1) Der Vorhabenträger verpflichtet sich, die in diesem Vertrag vereinbarten Pflichten 

und Bindungen ihrem Rechtsnachfolger mit Weitergabepflicht weiterzugeben. Die Übertragung 

ist durch die Einheitsgemeinde schriftlich zu genehmigen. Die Zustimmung darf nur dann 

verweigert werden, wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass die Durchführung des 

Vorhaben- und Erschließungsplans innerhalb der in § V2 geregelten Fristen durch den Wechsel 

des Vorhabenträgers gefährdet ist.  

 

(2) Der Vorhabenträger haftet der Einheitsgemeinde als Gesamtschuldner für die Erfüllung der in 

dem Vertrag geregelten Verpflichtungen neben einem etwaigen Rechtsnachfolger, soweit die 

Einheitsgemeinde diese nicht ausdrücklich aus der Haftung entlassen hat. Der Vorhabenträger 

ist aus der Haftung zu entlassen, wenn die Durchführung der Kompensationsmaßnahmen und 

der sonstigen in diesem Vertrag vereinbarten Maßnahmen realisiert sind. 

 
§ S5 

Wirksamwerden 

 

(1) Der Vertrag wird erst wirksam, wenn die Satzung über den vorhabenbezogenen 

Bebauungsplan in Kraft tritt oder vorzeitig eine Baugenehmigung nach §33 BauGB erteilt wird. 

 
Für die Einheitsgemeinde: Für den Vorhabenträger: 

 
 
 
..................................................... Düsseldorf, den 24.03.2025 

Ort, Datum Ort, Datum 
 
 
 
 

..................................................... ................................................................... 

Andreas Brohm Christian Schnaidt 

Bürgermeister Vorhabenträger 
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Anlagen: 

Anlage 1: Antrag des Vorhabenträgers auf Einleitung eines Bauleitverfahrens für die Aufstellung 
eines vorhabenbezogenen Bebauungsplans vom 11.07.2022 

Anlage 2: Aufstellungsbeschluss über den Bebauungsplan „Solarpark Weißewarte“ mit der 
Beschluss-Nr. BV 920/2022 vom 19.10.2022  

Anlage 3: Vorhaben- und Erschließungsplan in seiner Entwurfsfassung zum Satzungsbeschluss 

mit der Beschluss-Nr. BV xxxxxxx  vom xxxxxxx   2025  

Anlage 4: Planurkunde des Bebauungsplans in ihrer Entwurfsfassung zum Satzungsbeschluss 

samt Begründung und Umweltbericht mit der Beschluss-Nr. BV xxxx vom  xxxx 2025 
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Anlage 1: Antrag des Vorhabenträgers auf Einleitung eines Bauleitverfahrens für die Aufstellung 
eines vorhabenbezogenen Bebauungsplans vom 11.07.2022 
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Anlage 2: Aufstellungsbeschluss über den Bebauungsplan „Solarpark Weißewarte“ mit der 
Beschluss-Nr. BV 920/2022 vom 19.10.2022  
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Auszug aus der Niederschrift der 
Ratssitzung vom 19.10.2022: 
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Anlage 3: Vorhaben- und Erschließungsplan in seiner Entwurfsfassung zum Satzungsbeschluss 

mit der Beschluss-Nr. BV xxxxxxx  vom xxxxxxx   2025  
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Anlage 4: Planurkunde des Bebauungsplans in ihrer Entwurfsfassung zum Satzungsbeschluss 

samt Begründung und Umweltbericht mit der Beschluss-Nr. BV vom  xxxx 2025 
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